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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 11. September 2025 
Antrag der Fraktion der SPD vom 1. September 2025 
,,Was unternimmt die Landesregierung gegen illegale Autoren­
nen?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

g'. September 2025 
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Telefon 0211 871-1947 

Telefax 0211 871-

Dienstgebäude: 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über- Friedrichstr. 62-80 

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Was unternimmt die Lan- 40211 Düsseldorf 

desregierung gegen illegale Autorennen?". 

Mit freundlichen Grüßen 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836,U71,U72,U73,U83 

Haltestelle: Kirchplatz 



Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 11. September 2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Was unternimmt die Landesregierung gegen illegale Autoren­
nen?" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 1. September 2025 

Verbotene Kraftfahrzeugrennen stellen ein gefährliches Phänomen im öf­
fentlichen Verkehrsraum dar und bergen erhebliche Risiken für Leben 
und Gesundheit aller Verkehrsbeteiligten. Die Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen verfolgt daher die Entwicklung dieses Deliktfeldes mit 
großer Aufmerksamkeit und hat in der Vergangenheit mögliche Ursachen 
durch die Analyse polizeilicher Erkenntnisse aus vorangegangenen Taten 
und polizeilichen Erfahrungen erhoben. 

Nach Einschätzung der Landesregierung sind die Ursachen vielschichtig 
und häufig eine Kombination individueller, gruppendynamischer und ge­
sellschaftlicher Faktoren. Der Drang zur Selbstdarstellung, ein ausge­
prägtes Bedürfnis nach Anerkennung innerhalb der eigenen Peer-Group 
sowie gruppendynamische Prozesse stellen wesentliche Motive dar. Wei­
terhin können der Wunsch nach einem sogenannten „Adrenalinkick" so­
wie das Bedürfnis, sich durch Geschwindigkeit und fahrerisches Können 
als leistungsüberlegen zu inszenieren, als ursächlich angesehen werden. 

Weitere relevante Faktoren können eine erhöhte Impulsivität, mangelnde 
Selbstkontrolle sowie eine generelle Suche nach risikobehafteten Erleb­
nissen sein. Auch der Einfluss medialer Inhalte - insbesondere in sozia­
len Netzwerken - sowie die Verherrlichung von riskantem Fahrverhalten 
und überhöhten Geschwindigkeiten durch sogenannte Szene-Vorbilder 
können verhaltensverstärkend wirken. Daneben können individuelle Le­
bensumstände wie soziale Isolation, eine fehlende Lebensperspektive 
oder auch schlicht Langeweile den Tatentschluss begünstigen. Schließ­
lich können auch der „Reiz des Verbotenen" sowie ein mangelndes Prob­
lembewusstsein ursächlich sein. 
Das Phänomen der verbotenen Kraftfahrzeugrennen ist über das ge­
samte Kalenderjahr und an jedem Wochentag feststellbar. Eine zeitliche 
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Häufung ist in den Abend- und Nachtstunden, konkret zwischen 18:00 
Uhr und 02:00 Uhr, zu beobachten. Die Wochenendtage - insbesondere 
Freitag, Samstag und Sonntag - sind häufiger betroffen. Die Mehrheit der 
polizeilich festgestellten Kraftfahrzeugrennen findet innerhalb geschlos­
sener Ortschaften statt. 

Die Auswertung der vorliegenden Fälle ergibt hierbei ein konsistentes Tä­
terprofil. Das Durchschnittsalter der Tatverdächtigen liegt zwischen 25 
und 27 Jahren. Der Anteil männlicher Tatverdächtiger ist dabei überaus 
dominant (ca. 95% der Tatverdächtigen in 2024). Vielfach werden hoch­
motorisierte Kraftfahrzeuge genutzt, welche oftmals geleast oder gemie­
tet sind. überdies ist eine Zunahme von Krafträdern als Tatmittel bei ver­
botenen Rennen zu verzeichnen. 

Die Auswertung des polizeilichen Lagebildes zeigt zudem, dass in der 
überwiegenden Mehrheit der Fälle keine Hinweise auf Alkohol- oder Dro­
genbeeinflussung während der Tatausführung vorlagen. Bei der geringen 
Anzahl der beeinflussten Tatverdächtigen lag der Anteil der Beeinflus­
sung durch Drogen deutlich über dem von Alkohol. 

Die Polizei Nordrhein-Westfalen setzt in der Bekämpfung der verbotenen 
Kraftfahrzeugrennen einen Schwerpunkt und hat diesen auch in der 
Fachstrategie Verkehr für die Kreispolizeibehörden festgeschrieben. Das 
Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste Nordrhein-Westfalen erstellt 
quartalsweise ein Lagebild, welches Grundlage für einen kontinuierlichen 
Verbesserungs- und Anpassungsprozess der polizeilichen Maßnahmen 
ist. Mit Erlass vom 16. Dezember 2020 wurde den Kreispolizeibehörden 
landesweit ein Konzept zur Bekämpfung des Phänomenbereichs (Hand­
lungsrahmen der Polizei Nordrhein-Westfalen zur Bekämpfung von ver­
botenen Kraftfahrzeugrennen) zur Verfügung gestellt. Dieses Konzept 
hält einen Maßnahmenkatalog vor, welcher durch die Kreispolizeibehör­
den im Hinblick auf die örtlichen Herausforderungen angepasst wird. Eine 
rechtliche Einordnungsunterstützung sowie eine Checkliste stellen - nicht 
zuletzt bei den operativen Kräften - Handlungssicherheit her. 

Um eine frühe fachliche Qualifizierung der Polizeibeamtinnen und -beam­
ten zu erreichen, wurde das Phänomen der verbotenen Kraftfahrzeugren­
nen zudem in die polizeiliche Ausbildung aufgenommen. Darüber hinaus 
bestehen sachverwandte Fortbildungen, welche beispielsweise leistungs­
steigerndes Tuning an Fahrzeugen thematisieren. 
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Zur Prävention des Phänomens wurde gemeinsam mit dem Ministerium 
für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen das Präventi­
onskonzept #VerantwortungstopptVollgas zur Umsetzung im Schul-, Be­
rufsschul- und Fahrschulkontext entwickelt und den Schulen zur eigen­
ständigen Durchführung zur Verfügung gestellt. Das Konzept sieht vor, 
der Zielgruppe durch ein interaktives Bildungskonzept, realitätsnah die 
Folgen eines verbotenen Kraftfahrzeugrennens zu vermitteln und hier­
durch zu einer normgerechten und risikoreduzierenden Verkehrsteil­
nahme anzuhalten. 

Zur Unterstützung der Kampagnenumsetzung #VerantwortungstopptVoll­
gas erwarb die Polizei Nordrhein-Westfalen ein Unfallfahrzeug, welches 
bei einem verbotenen Kraftfahrzeugrennen Tatmittel war. Anhand dieses 
Anschauungsobjekts und des zugrundeliegenden Sachverhalts sollen in 
der Verkehrssicherheitsberatung Gefahren und Folgen für die Zielgruppe 
erlebbar gemacht werden. Einzelne Kreispolizeibehörden haben - ab­
hängig von der eigenen Betroffenheit - das Thema der verbotenen Kraft­
fahrzeugrennen zudem in den Crash-Kurs NRW aufgenommen. 

Die Verkehrssicherheitsberaterinnen und -berater der Kreispolizeibehör­
den wurden aufgrund der aktuellen Fallzahlenentwicklung bereits im Au­
gust dieses Jahres aufgefordert, bei den Schulen die Durchführung der 
Kampagne erneut zu bewerben. 

Das Identifizieren von Risikogebieten (sogenannten „Hotspots") sowie 
Maßnahmen der Verkehrssicherheitsarbeit in diesen Bereichen, obliegt 
den Kreispolizeibehörden im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit. Diese 
analysieren fortlaufend die örtliche Lage hinsichtlich wiederkehrender 
Zeiträume und Örtlichkeiten. Ausgehend von dieser Analyse setzen die 
Kreispolizeibehörden eigene Schwerpunkte und treffen lageangepasst 
Maßnahmen. Die Erforderlichkeit von Aufklärungsmaßnahmen wird hier­
bei von den Kreispolizeibehörden bewertet. Starke polizeiliche Präsenz 
führt in der Praxis häufig zu einer Verdrängung der Szene und ermöglicht 
die Verfolgung von ordnungswidrigem Verhalten. Um auch überörtlich ei­
nen gleichbleibend hohen Kontrolldruck zu erzeugen, stehen die Kreispo­
lizeibehörden in einem engen Austausch. 
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Im Bereich der Repression sind die rechtlichen und tatsächlichen Mög­
lichkeiten stark vom vorliegenden Sachverhalt abhängig. liegen hinrei­
chende Anhaltspunkte für ein verbotenes Kraftfahrzeugrennen vor, wer­
den durch die Polizei umfangreiche Maßnahmen getroffen. Dazu zählen 
regelmäßig die Sicherstellung oder Beschlagnahme von Führerscheinen, 
Fahrzeugen und Mobiltelefonen sowie eine technisch gestützte Beweis­
sicherung (beispielsweise durch Auslesen der Fahrzeugdaten via Crash 
Data Retrieval). Diese Maßnahmen haben sich als zielführend im Rah­
men einer beweissicheren Strafverfolgung erwiesen und führten bereits 
im ersten Halbjahr 2025 zur Sicherstellung bzw. Beschlagnahme von 243 
Führerscheinen und 208 Tatfahrzeugen nach verbotenen Kraftfahrzeug­
rennen. 

Kommt es in Folge eines verbotenen Kraftfahrzeugrennens zu einem Ver­
kehrsunfall mit Personenschaden, wird darüber hinaus eines der 17 lan­
desweit verfügbaren spezialisierten Verkehrsunfallaufnahmeteams zur 
Tatortaufnahme angefordert. Diese sind aufgrund ihrer Fortbildung be­
sonders qualifiziert und verfügen über umfangreiche technische Ausstat­
tung zur Auswertung digitaler Fahrzeugspuren und Sicherung des Un­
fallorts. Hierbei werden unter anderem Auslesegeräte sowie 3D-La­
serscanner und Drohnen eingesetzt. 

Durch die strategische Schwerpunktsetzung und die dargestellten Maß­
nahmen ist das Phänomen der verbotenen Kraftfahrzeugrennen in den 
polizeilichen Fokus gerückt. Dies führt unweigerlich zu einer Erhellung 
des Dunkelfeldes, zu einem erhöhten Kontrolldruck und damit auch zu 
erhöhten Fallzahlen. Diese Fallzahlenerhöhung ist zusätzlich auch 
dadurch zu erklären, dass auch sogenannte Polizeifluchten, also wenn 
ein Fahrer oder eine Fahrerin den Anhalte- oder Kontrollanweisungen der 
Polizei nicht folgt und stattdessen versucht, sich mit dem Fahrzeug der 
Kontrolle zu entziehen, in Folge einschlägiger obergericlitlicher Recht­
sprechung regelmäßig den Anfangsverdacht eines Einzelrennens be­
gründen. 

Polizeifluchten sind jedoch in der Phänomenologie von verbotenen Kraft­
fahrzeugrennen in der alltäglichen Anschauung abzugrenzen und werden 
daher seit Ende Juli 2025 gesondert statistisch erfasst. Valide Daten lie­
gen aufgrund des kurzen Erfassungszeitraums jedoch noch nicht vor. 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die polizeilichen Maßnah­
men bereits vielfältig und wirksam sind. Sie unterliegen jedoch einem kon­
tinuierlichen Anpassungs- und Verbesserungsprozess. 

Ganzheitliche Prävention kann zudem nicht allein durch polizeiliche Maß­
nahmen erreicht werden. Vielmehr bedarf es des Zusammenwirkens ge­
sellschaftlicher und staatlicher interdisziplinärer Akteurinnen und Akteure, 
wie beispielsweise Bildungseinrichtungen, Kommunen, Straßenbaulast­
trägern, Staatsanwaltschaften, Fahrerlaubnisbehörden, Fahrschulen, 
Leihfirmen und Versicherungen. 

Als Reaktion auf die weiterhin hohe Relevanz verbotener Kraftfahrzeug­
rennen für die Verkehrssicherheit plant die Polizei Nordrhein-Westfalen 
daher noch im Jahr 2025 einen interdisziplinären Austausch mit dem Ziel, 
gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern aus anderen Fachrichtun­
gen und Bereichen neue Impulse für die Bekämpfung verbotener Kraft­
fahrzeugrennen zu erarbeiten. 

Die Landesregierung wird die Entwicklungen des Phänomens weiterhin 
aufmerksam beobachten und ihre Maßnahmen regelmäßig anpassen, 
um einer weiteren Ausbreitung dieser gefährlichen Deliktsform wirksam 
entgegenzuwirken. 
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